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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Sicherstel- 
lung von Leistungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 203. Sitzung am 20. März 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet 
der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Um die Erfüllung der Verpflichtungen des 
Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen über die 
Stationierung und Rechtsstellung von Streitkräften 
auswärtiger Staaten im Bundesgebiet, die Erfüllung 
von Verteidigungsaufgaben oder die Deckung des 
lebenswichtigen Bedarfs sicherzustellen, kann die 
Bundesregierung oder der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen 
über 

1. die Herstellung, die Verarbeitung, die 
Verwendung, die Lagerung, die Lieferung 
und den Bezug von Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft, 

2. die Erzeugung, die Abgabe, die Weiter- 
leitung und den Bezug von elektrischer 
Energie, 

3. die Verpflichtung von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft, die zur Errich- 
tung von Bauwerken oder zur Vornahme 
von Instandsetzungsarbeiten aller Art er- 
forderlichen Werkleistungen zu erbringen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 dürfen 
nicht erlassen werden, soweit die in Absatz 1 be- 
zeichneten Zwecke durch marktgerechte Maßnah- 
men im Rahmen der Wettbewerbswirtschaft erreich- 
bar sind. Sie dürfen nur erlassen werden, um eine 
ernsthafte Gefährdung der Bedarfsdeckung zu be- 
heben oder zu verhindern, sofern dies nicht durch 
andere Maßnahmen, insbesondere durch Einfuhren, 
erreicht werden kann. 

(3) Die in Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
zu treffenden Regelungen sind auf das unerläßliche 
Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so zu ge- 
stalten, daß in die wirtschaftliche Entschließungs- 
freiheit der am Markte Beteiligten so wenig wie 
möglich eingegriffen wird. 

(4) Bei dem Erlaß von Rechtsverordnungen, wel- 
che die Erfüllung der in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
pflichtungen aus zwischenstaatlichen Verträgen oder 
die Erfüllung von Verteidigungsaufgaben sicher- 
stellen sollen, ist auf den lebenswichtigen zivilen 
Bedarf Rücksicht zu nehmen. Wenn die in Absatz 1 
und 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen entfallen 
oder die Voraussetzungen von Absatz 2 Satz 1 vor- 
liegen, sind die erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
zuheben. 

(5) Auf Grund von Absatz 1 erlassene Rechts- 
verordnungen sind zu befristen; sie treten spätestens 


mit Ablauf der Geltungsdauer dieses Gesetzes außer 
Kraft. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
§ 1 Abs. 1 nur Rechtsverordnungen erlassen, deren 
Geltung auf längstens drei Monate befristet ist. 
Diese Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Sie können nur durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates geändert oder in ihrer Gel- 
tung verlängert werden. 

(2) In den Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung nach § 1 Abs. 1 kann vorgesehen werden, daß 
der Bundesminister für Wirtschaft Rechtsverordnun- 
gen zu ihrer Durchführung erläßt. Solche Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers für Wirtschaft be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach 
§ 1 Abs. 1 sind gleichzeitig mit der Zuleitung an 
den Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. 

§ 3 

Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 können vor- 
sehen, daß der Bundesminister für Wirtschaft zu 
ihrer Ausführung Verfügungen erläßt, soweit sich 
die Auswirkungen der zu regelnden Angelegenheit 
auf mehr als ein Land erstrecken, der Erlaß der 
Verfügungen im Interesse der Gesamtwirtschaft er- 
forderlich ist und der Zweck nicht durch eine nach 
§ 4 zulässige Einzelweisung erreicht werden kann. 

§ 4 

Die Bundesregierung kann im Benehmen mit den 
Regierungen der beteiligten Länder zur Ausführung 
der Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Einzelwei- 
sungen erteilen, wenn die zu regelnde Angelegen- 
heit nach Art und Umfang über den Bereich eines 
Landes hinaus von Bedeutung ist. 


I (1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine 
I Vorschrift einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Vorschrift getroffene vollziehbare 
schriftliche Verfügung verstößt, begeht eine Zu- 
widerhandlung im Sinne des Wirtschaftsstrafgeset- 
j zes 1954, wenn die Rechtsverordnung auf diese 
! Strafvorschrift verweist. 

j (2) Für Zuwiderhandlungen gegen schriftliche 
I Verfügungen nach Absatz 1, die von Bundesbehör- 
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den erlassen worden sind, ist Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten der Bundesminister für Wirtschaft oder 
die von ihm bestimmte Bundesbehörde. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft übt insoweit auch die Be- : 
fugnisse der obersten Verwaltungsbehörde im i 
Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- | 
Widrigkeiten aus. ; 


§ 6 

§ 1 Nr. 7 des Gesetzes zur weiteren Verein- | 
fachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- | 
Strafgesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I ; 
S. 175) in der Fassung des Gesetzes zur Verlange- | 
rung der Geltungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes | 
1954 vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 949) erhält folgende Fassung: I 

„7. § 5 des Gesetzes über die Sicherstellung von i 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen ' 
Wirtschaft vom . , . (Bundesgesetzbl. IS... .),". ' 


§ 7 

Artikel 10 des Gesetzes über die Abwicklung der 
Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft und die Errichtung eines Bundes- 
amtes für gewerbliche Wirtschaft (Gesetz über das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) vom 9. Ok- 
tober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) erhält folgende 
Fassung: 


„Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die in Artikel 3 
genannten Aufgaben hinaus die Durchführung von 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom . . . (Bun- 
desgesetzbl. IS.,..) erlassen werden, soweit die 
Durchführung durch das Bundesamt in den Rechts- 
verordnungen vorgesehen und eine zentrale Bear- 
beitung erforderlich ist." 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes, soweit in diesen 
Rechtsverordnungen die Geltung in Berlin nicht aus- 
drücklich ausgeschlossen wird. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an, 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1962 
außer Kraft. 


Begründung 


I. 

Das Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft — 
Sicherstellungsgesetz — vom 24. Dezember 1956 
(BGBL I S. 1070), das der Bundesregierung bzw. dem 
Bundesminister für Wirtschaft die Ermächtigung gab, 
im Falle einer ernsten Versorgungskrise Lenkungs- 
vorschriften für den Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft zu erlassen, ist am 31. Dezember 1957 außer 
Kraft getreten. Der Entwurf eines Verlängerungsge- 
setzes, den die Bundesregierung alsbald nach Be- 
ginn der laufenden Legislaturperiode vorgelegt hat 
(Drucksache 129), ist bisher vom Bundestag nicht 
verabschiedet worden. Im Hinblick darauf, daß die 
Geltungsdauer des früheren Gesetzes bereits vor 
längerer Zeit abgelaufen ist, hält es die Bundes- 
regierung für angezeigt, den Entwurf eines Sicher- 
stellungsgesetzes neu einzubringen. 

Wie erinnerlich, war die Verabschiedung des am i 
31. Dezember 1957 ausgelaufenen Sicherstellungs- 
gesetzes durch die bekannten, im Spätherbst 1956 
insbesondere im Zusammenhang mit der Suez- i 
krisG aufgetretenen Spannungen auf den interna- | 
tionalen Märkten veranlaßt worden. Diese Span- ' 
jiungen ließen damals befürchten, daß sich auch in | 


der Versorgung der Bundesrepublik Schwierigkei- 
ten ergeben könnten, die unter Umständen ein 
rasches Eingreifen des Staates in den Wirtschaftsab- 
lauf erforderlich machen würden. Aus diesem 
Grunde hielt es der Gesetzgeber für geboten, die 
Bundesregierung bzw. den Bundesminister für Wirt- 
schaft vorsorglich mit einer entsprechenden Ermäch- 
tigung zum Erlaß von Lenkungsvorschriften zu ver- 
sehen. Erfreulicherweise sind in der damaligen Kri- 
senzeit trotz des vorübergehenden Ausfalls wichti- 
ger Einfuhrquellen keine ernsten Schwierigkeiten 
bei der Versorgung der deutschen Wirtschaft mit 
Einfuhrgütern aufgetreten. Infolgedessen ist von 
der Ermächtigung, die das Sicherstellungsgesetz ver- 
lieh, kein Gebrauch gemacht worden. Gleichwohl 
hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß ihr 
eine solche — auf den Fall einer ernsten Versor- 
gungskrise beschränkte — Verordnungsbefugnis, 
wie sie das ausgelaufene Gesetz gewährte, auch für 
die Zukunft wieder eingeräumt wird. Angesichts 
der starken Einfuhrabhängigkeit der deutschen 
Wirtschaft, wie sie insbesondere auf dem Gebiet der 
Rohstoffversorgung besteht, liegt es auf der Hand, 
daß Störungen im internationalen Wirtschaftsver- 
kehr Mangellagen bei der Einfuhr zur Folge haben 
können, die nicht oder nicht alsbald oder nicht in 
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dem erforderlichen Umfang durch ein Ausweichen 
auf andere Versorgungsquellen behoben werden 
können. Da solche Störungen, zumal im Zusammen- 
hang mit politischen Krisen, erfahrungsgemäß un- 
vermittelt auftreten, kann etwaigen Schwierigkei- 
ten, die daraus erwachsen, in der Regel nur durch 
ein sofortiges Eingreifen mit Aussicht auf Erfolg 
entgegengetreten werden. Dies setzt aber voraus, 
daß der Gesetzgeber die Exekutive schon vorsorg- 
lich mit einer ausreichenden Verordnungsbefugnis 
ausstattet. Hierfür spricht auch die Überlegung, daß 
es zu unerwünschten und unberechtigten Reaktionen 
bei der Bevölkerung führen würde, ein solches Er- 
mächtigungsgesetz erst dann zu verabschieden, wenn 
sich bereits die Gefahr einer Mangellage abzeichnet. 
Der vorliegende Gesetzentwurf entspricht — von 
gewissen Änderungen in Einzelpunkten abgesehen, 
auf die noch einzugehen ist — dem früheren Sicher- 
stellungsgesetz. Dies gilt zunächst für die Abgren- 
zung des Ermächtigungszwecks. Nach der Vorschrift 
des § 1 des früheren Gesetzes sollte die Ermäch- 
tigung eine Handhabe bieten, um im Falle einer 
ernsten Mangellage a) die Erfüllung völkerrecht- 
licher Verpflichtungen des Bundes, b) die Erfüllung 
von Verteidigungsaufgaben und c) die Deckung des 
lebenswichtigen zivilen Bedarfs sichersteilen zu 
können. Maßgebend für diese Abgrenzung des Er- 
mächtigungszwecks war seinerzeit einmal der Um- 
stand, daß die Bundesrepublik im Truppenvertrag 
bestimmte Versorgungsverpflichtungen gegenüber 
den Entsendestaaten der Stationierungsstreitkräfte 
übernommen hat, und zum anderen die Überlegung, 
daß im Falle einer ernsten Versorgungskrise auch 
eine Handhabe zur angemessenen Deckung des son- 
stigen vordringlichen Bedarfs, nämlich des lebens- 
wichtigen zivilen Bedarfs und des Verteidigungsbe- 
darfs gegeben sein müsse. Diese Gesichtspunkte 
gelten auch heute noch, und deshalb hält der Ent- 
wurf an der im früheren Gesetz getroffenen Ab- 
grenzung des Ermächtigungszwecks fest. Das gleiche 
gilt für den Inhalt der vorgesehenen Verordnungs- 
befugnis. Da sich nicht Voraussagen läßt, auf wel- 
chem Warensektor gegebenenfalls Versorgungs- 
schwierigkeiten auftreten und weiche Folgewirkun- 
gen sie haben werden, würde eine gegenständliche 
Beschränkung auf bestimmte Rohstoffe oder Lei- 
stungen die Ermächtigung im Ernstfall möglicher- 
weise unpraktikabei machen. Außerdem könnte eine 
solche Auswahl leicht den Eindruck hervorrufen, als 
ob auf den bezeichneten Warengebieten bereits eine 
akute Mangellage zu befürchten oder doch mit dem 
Eintritt von Versorgungsschwierigkeiten in beson- 
derem Maße zu rechnen sei. 

Andererseits werden in dem Entwurf aber auch die 
im früheren Gesetz enthaltenen Garantien für eine 
möglichst eingeschränkte Anwendung der Ermäch- 
tigung in vollem Umfang aufrechterhalten (vgl. § 1 
Abs. 2 bis 5). Diese Beschränkungen qualifizieren 
das vorgesehene Gesetz eindeutig als ein Notgesetz 
für ernste Spannungszeiten und bieten die Gewähr, 
daß von der Ermächtigung nur zur Verhinderung 
oder Behebung einer ernsthaften Versorgungskrise 
und auch dann nur in dem unerläßlich notwendigen 
und hinreichend überprüfbaren Ausmaß Gebrauch 
gemacht wird. Im Hinblick auf diesen Charakter des 


beabsichtigten Gesetzes ist die Bundesregierung 
weiterhin auch der Auffassung, daß — ebenso wie 
bei dem ausgelaufenen Sicherstellungsgesetz — 
eine Befristung der Geltungsdauer vorgesehen wer- 
den sollte. Allerdings dürfte es aus gesetzesökono- 
mischen Gründen zweckmäßig sein, die Geltungs- 
dauer länger als bei dem früheren Gesetz zu be- 
messen. In dem Entwurf wird eine Befristung bis 
zum 30. Juni 1962 vorgeschlagen (vgl. § 10). Die 
Wahl dieses Termins dürfte sich empfehlen, um 
einerseits dem Gesetzgeber der künftigen Wahl- 
periode die Entscheidung über eine Erneuerung der 
Ermächtigung vorzubehalten, andererseits aber auch 
der künftigen Bundesregierung ausreichende Zeit 
zur Beschlußfassung über die Einbringung einer Ge- 
setzesvorlage zur Verlängerung des Gesetzes zu 
sichern. 

Da es sich um ein Ermächtigungsgesetz handelt, wer- 
den Verwaltungskosten nur entstehen, falls von der 
Ermächtigung Gebrauch gemacht wird. Auch in die- 
sem Falle wird der Verwaltungsaufwand aber vor- 
aussichtlich gering bleiben. 

IL 


j Im. einzelnen wird zu den Vorschriften des Gesetz- 

I entwurfs bemerkt: 

j Zu § 1 

; Die in § 1 des früheren Gesetzes u. a. enthaltene 

j Zweckbestimmung „Erfüllung völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik'' ist durch folgende 
Zweckbestimmung ersetzt worden: „Erfüllung der 
Verpflichtungen des Bundes aus zwischenstaatlichen 
Verträgen über die Stationierung und Rechtsstel- 
lung von Streitkräften auswärtiger Staaten im Bun- 
desgebiet". Die Neufassung lehnt sich an § 1 des 
Bundesleistimgsgesetzes, § 1 des Landbeschaffungs- 
gesetzes und § 1 des Schutzbereichgesetzes an und 
dient der Präzisierung der Ermächtigung. Der Sache 
nach waren auch mit der früheren Fassung nur die 
Versorgungsverpflichtungen aus dem Truppenver- 
trag angesprochen. Im übrigen deckt sich § 1 des 
Entwurfs bis auf eine Abweichung, die im folgenden 
noch unter § 2 zu erörtern ist, inhaltlich vollkommen 
mit § 1 des früheren Gesetzes. 

Zu § 2 

Das frühere Gesetz schrieb vor, daß die auf Grund 
des § 1 Abs. 1 zu erlassenden Rechtsverordnungen 
der Zustimmung des Bundesrates bedurften. In die- 
sem Punkte sieht der Entwurf in § 2 Abs. 1 eine 
abweichende Regelung vor. Wie schon unter I. der 
Begründung hervorgehoben wurde und durch die 
einschränkenden Vorschriften des § 1 Abs. 2 bis 
Abs. 5 des Entwurfs klargestellt wird, soll die vor- 
gesehene Verordnungsermächtigung allein für den 
Fall einer ernsten Versorgungskrise eine Hand- 
habe zu wirtschaftslenkenden Eingriffen bieten. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß im Falle einer Ver- 
sorgungsstörimg insbesondere solche Lenkungsmaß- 
nahmen, mit denen erstmalig auf einem bestimmten 
Wirtschaftsbereich in den Wirtschaftsablauf einge- 
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griffen wird, regelmäßig nur dann Erfolg haben 
können, wenn sie ohne jede Verzögerung getroffen 
werden. Um die Ermächtigung für diese Situationen 
praktikabel zu machen, will der Entwurf die Mit- 
wirkung des Bundesrates bei der Verordnungsge- 
bung in gewissem Umfang einschränken. Der Ent- 
wurf unterscheidet deshalb in § 2 Abs. 1 zwischen 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung und sol- 
chen des Bundesministers für Wirtschaft und sieht 
vor, daß der Bundesminister für Wirtschaft ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen nach 
§ 1 Abs. 1 mit einer Geltungsdauer bis zu 3 Mona- 
ten erlassen kann. Daß diese Verordnungsbefugnis 
des Bundesministers für Wirtschaft nur als Hand- 
habe für eilbedürftige Regelungen gedacht ist, folgt 
einmal schon aus der kurz bemessenen Geltungs- 
dauer der von ihm zu erlassenden Verordnungen, 
vor allem aber aus der weiteren Bestimmung, daß 
solche Verordnungen nur durch eine an die Zustim- 
mung des Bundesrates geknüpfte Rechtsverordnung 
der Bundesregierung geändert oder in ihrer Geltung 
verlängert werden können. Diese letzte Einschrän- 
kung macht zugleich deutlich, daß das Verordnungs- 
recht des Bundesministers für Wirtschaft nur für 
die erstmalige Anordnung von Lenkungsmaßnah- 
men auf einem bestimmten Wirtschaftsbereich Be- 
deutung hat, und bietet außerdem die Gewähr, daß 
von ihm nur in Fällen echter Dringlichkeit Gebrauch 
gemacht wird. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem § 1 Abs. 5, Ab- 
satz 3 dem § 3 des früheren Gesetzes. 


Zu § 3 

Die Vorschrift entspricht dem § 2 des früheren 
Sicherstellungsgesetzes und sieht vor, daß in den 
nach § 1 Abs. 1 zu erlassenden Rechtsverordnun- 
gen unter bestimmten, eng begrenzten Vorausset- 
zungen für den Bundesminister für Wirtschaft eine 
überregionale Verwaltungszuständigkeit begründet 
werden kann. 

Zu §§ 4 bis 8 

Diese Vorschriften decken sich nahezu wörtlich mit 
den entsprechenden Bestimmungen des früheren 
Gesetzes. 

Zu § 9 

Im Hinblick darauf, daß die vorgesehenen Len- 
kungsbefugnisse im Saarland erst nach dessen voll- 
ständiger wirtschaftlicher Eingliederung ausgeübl 
werden können, erscheint es notwendig, das In- 
krafttreten des Gesetzes im Saarland bis zum Ende 
der im Saarvertrag vereinbarten Übergangszeit 
hinauszuschieben. 

Zu § 10 

Der Entwurf sieht eine Geltungsdauer des Gesetzes 
bis zum 30. Juni 1962 vor. Die für die Wahl dieses 
Termins maßgeblichen Gesichtspunkte sind bereits 
unter 1. dargelegt worden. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. März 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 25. Februar 1959 — 6 — 60100 — 2423/ 
59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
203. Sitzung am 20. März 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes über die Sichersten 
lung von Leistungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Kaisen 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

In Absatz 2 ist das Wort „dürfen" jeweils durch 
das Wort „sollen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung soll sicherstellen, 
daß die Gerichte nicht befugt sind, nachzuprüfen, 
ob die in § 1 Abs. 2 genannten Voraussetzungen 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung gegeben sind. 

2. Zu § 2 

a) In Absatz 1 sind die Sätze 1 und 2 durch fol- 
genden Satz zu ersetzen: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft kann in 
dringenden Fällen ohne Zustimmung des 
Bundesrates Rechtsverordnungen nach § 1 
Abs. 1 erlassen, deren Geltung auf längstens ' 
zwei Monate befristet ist." | 

I 

Begründung 

Die Frist von 2 Monaten ist ausreichend, um 
in dringenden Fällen das mit den Rechtsver- 
ordnungen erstrebte Ziel zu erreichen, über ; 
diese Frist hinaus kann der Bundesrat auf das j 
ihm verfassungsrechtlich zustehende Zustim- | 
mungsrecht nicht verzichten. ' 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: ! 

„(3) Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung nach § 1 Abs. 1 bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates; sie sind gleichzeitig 
mit der Zuleitung an den Bundesrat dem Bun- 
destag bekanntzugeben." | 

Begründung ! 

Notwendige Klarstellung, daß die von der j 
Bundesregierung zu erlassenden Rechtsver- ! 
Ordnungen der Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen. 


3. Zu §§ 1 und 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte das Verhältnis der in § 1 Abs. 1 so- 
wohl auf die Bundesregierung als auch auf den 
Bundesminister für Wirtschaft ausgestellten Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen klar abgegrenzt werden, insbesondere sollte 
auch die Frage geklärt werden, durch wen die 
vom Bundesminister für Wirtschaft nach § 2 Abs. 
1 erlassenen Rechtsverordnungen, deren Gel- 
tungsdauer befristet ist, innerhalb bzw. nach Ab- 
lauf der Dreimonatsfrist aufgehoben werden 
können. 


4. Zu § 5 

a) Absatz 1 ist am Ende wie folgt zu fassen: 

„ . . . , wenn die Rechtsverordnung auf diese 
Straf- und Bußgeldvorschrift verweist." 

Begründung 
Redaktionelle Richtigstellung. 

b) In Absatz 2 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft ent- 
scheidet insoweit auch über die Abänderung 
und Aufhebung eines rechtskräftigen, gericht- 
lich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheids 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten)." 

Begründung 

Klarstellung. Vergleiche auch den Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates zu § 47 Abs. 
5 letzter Satz des Entwurfs eines Atomge- 
setzes (BT-Drucksache 759 Anlage 2 Nr. 26). 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates 


Zu den Vorschlägen des Bundesrates nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung; 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Voraussetzungen, unter denen von der Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen Gebrauch 
gemacht werden darf, eng und klar umgrenzt 


I werden sollten. Diesem Gesichtspunkt hat auch der 
' Gesetzgeber bei der Verabschiedung des Sicherstel- 
lungsgesetzes vom 24. Dezember 1956 erhebliche Be- 
I deutung beigemessen. Gegenüber dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates sollte deshalb an der Fas- 
) sung des § 1 Abs. 2 der Regierungsvorlage, die 
' nahezu wörtlich der Vorschrift des § 1 Abs. 2 des 
i früheren Sicherstellungsgesetzes entspricht, fest- 
, gehalten werden. 
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Zu 2. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschiagen zu 2. 
a) und b) der Sache nach zu. Allerdings würde eine 
unveränderte Übernahme der beiden Fassungsvor- 
schläge unerwünschte Rückwirkungen auf den son- 
stigen Inhalt des § 2 haben und überdies auch Aus- 
legungsschwierigkeiten mit sich bringen. Aus der 
vom Bundesrat unter 2. a) vorgeschlagenen Neu- 
fassung für § 2 Abs. 1 Satz 1 würde zu folgern sein, 
daß dem Bundesminister für Wirtschaft neben der 
Befugnis zum Erlaß der dort behandelten kurz be- 
fristeten Verordnungen (ohne Zustimmung des Bun- 
desrates) auch die Ermächtigung zum Erlaß länger 
befristeter Verordnungen (mit Zustimmung des 
Bundesrates) zustehen soll. Das letztere ist jedoch 
nicht beabsichtigt. Vielmehr soll, wie sich aus der 
Einfügung des Wortes „nur" in § 2 Abs. 1 Satz 1 
der Regierungsvorlage ergibt, die Ermächtigung 
zum Erlaß länger befristeter Verordnungen nach § 1 
Abs. 1 allein bei der Bundesregierung liegen. 
Darüber hinaus begegnet der Fassungsvorschlag zu 
2. a) auch insoweit Bedenken, als er die Verord- 
nungsbefugnis des Bundesministers für Wirtschaft 
ausdrücklich an das Vorliegen eines „dringenden ^ 
Falles" knüpfen will. Der Sache nach besteht zwar 
Einvernehmen darüber, daß dieses Verordnungs- 
recht des Bundesministers für Wirtschaft nur als 
Handhabe für eilbedürftige Regelungen gedacht ist. 
Die Bundesregierung glaubt aber, daß schon die 
kurz bemessene Geltungsdauer der vom Bundes- 
minister für Wirtschaft zu erlassenden Verord- 
nungen hinreichend Gewähr für eine in diesem 
Sinne eingeschränkte Anwendung des Verord- 
nungsrechts bietet, und hält deshalb die Einfügung 
der vom Bundesrat zusätzlich vorgeschlagenen 
Klausel für entbehrlich, zumal diese wegen ihrer 
unbestimmten Fassung auch kaum zu einer Konkre- 
tisierung der Ermächtigung beitragen würde. 

Der Fassungsvorschlag zu 2. b) begegnet keinen 
Bedenken, jedoch sollte bei Übernahme dieses Vor- 
schlages zur Vermeidung einer Doppelregelung die 
Fassung des § 2 Abs. 1 Satz 3 entsprechend umge- 
staltet werden. 

Auf Grund der vorstehenden Überlegungen schlägt 
die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 


Änderungsvorschläge des Bundesrates für § 2 fol- 
gende Fassung vor: 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
§ 1 Abs. 1 nur Rechtsverordnungen erlassen, deren 
Geltung auf längstens zwei Monate befristet ist. 
Diese Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Sie können nur durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung in ihrer 
Geltung verlängert werden. 

(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach 
§ 1 Abs. 1 bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates; sie sind gleichzeitig mit der Zuleitung an den 
Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. 

(3) In den Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung nach § 1 Abs. 1 kann vorgesehen werden, daß 
der Bundesminister für Wirtschaft Rechtsverordnun- 
gen zu ihrer Durchführung erläßt. Solche Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers für Wirtschaft be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates." 


Zu 3. 

Die vorstehend für § 2 vorgeschlagene Fassung 
dürfte zugleich der vom Bundesrat unter 3. geäu- 
ßerten Anregung Rechnung tragen. Aus dieser Fas- 
sung ergibt sich zunächst einmal eine klare Abgren- 
zung zwischen dem Verordnungsrecht der Bundes- 
regierung und der Verordnungsßefugnis des Bun- 
desministers für Wirtschaft. Außerdem dürfte aus 
der vorgeschlagenen Formulierung auch mit genü- 
gender Deutlichkeit hervorgehen, daß Verordnun- 
gen des Bundesministers für Wirtschaft während 
der Zweimonatsfrist von ihm selbst, dagegen nach 
deren Ablauf — sofern die Geltungsdauer gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 verlängert worden ist — nur durch 
Verordnung der Bundesregierung aufgehoben oder 
geändert werden können. 

Zu 4. 

Diesen Änderungsvorschlägen stimmt die Bundes- 
regierung zu. 
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